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Begründung 
zur 56. Änderung des Flächennutzungsplanes, Samtgemeinde Hesel 
 
 
1. Veranlassung der 56. Flächennutzungsplanänderung 
 
Der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Hesel ist am 09. Juli 1981 wirksam geworden. 
Zwischenzeitlich eingetretene Entwicklungen machten eine Vielzahl von Änderungen des 
Flächennutzungsplanes erforderlich. Diese Änderungen des Flächennutzungsplanes berüh-
ren aber nicht den räumlichen Geltungsbereich der 56. Änderung. 
 
Mit der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes verfolgt die Samtgemeinde Hesel das 
Ziel, auf unmittelbar südöstlich der Leeraner Straße (B 436) gelegenen Freiflächen die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung von Gewerbebetrieben zu schaffen. 
Die geplante Gewerbenutzung lässt sich im Plangebiet derzeit nicht realisieren, da es sich, 
aus planungsrechtlicher Sicht, um einen so genannten Außenbereich gemäß § 35 BauGB 
handelt. Um die geplante Gewerbenutzung planungsrechtlich abzusichern, stellt die Ge-
meinde Brinkum den Bebauungsplan Nr. BR 02 “Westergaste“ auf; im Parallelverfahren ge-
mäß § 8 (3) Satz 1 BauGB führt die Samtgemeinde Hesel die 56. Änderung des Flächennut-
zungsplanes durch. 
 
Ziel der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die Deckung der bestehenden stetigen 
Nachfrage nach Gewerbegrundstücken für lokale, kleine und mittlere Betriebe in der Ge-
meinde Brinkum. Derzeit verfügt die Gemeinde Brinkum über keine freien Gewerbegrund-
stücke mehr. 
 
Die Standortgunst der geplanten Gewerbeflächen resultiert insbesondere aus der Nähe zur 
B 436 (Verbindung Leer-Hesel) und der direkten Anbindung an die BAB A 28. Die Lage des 
geplanten Gewerbegebietes ist sowohl für Betriebe interessant, deren Absatzmarkt die Stadt 
Leer mit den umliegenden Gemeinden umfasst, als auch für eher überregional tätige Unter-
nehmen. 
 
Die Erschließung der geplanten Gewerbegrundstücke soll ausschließlich über eine Zufahrt 
von der Straße „Westergaste“ erfolgen. Für den an- und abfahrenden Gewerbe- und Kun-
denverkehr steht über die Kreuzung „Westergaste“/B 436 eine direkte und gut ausgebaute 
Anbindung an den örtlichen und überörtlichen Verkehr zur Verfügung. 
 
Infolge der Einbeziehung der Änderungsfläche in die im Zusammenhang bebaute Ortslage 
und die geplante Zulässigkeit von gewerblicher Bebauung und Erschließungsanlagen, wer-
den erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes vorbereitet. Im Rahmen der 56. 
Änderung des Flächennutzungsplanes, ist daher die Eingriffsregelung gemäß § 1 a (3) 
BauGB i.V.m. § 13 ff BNatSchG und § 5 ff. NAGBNatSchG abzuarbeiten. 
 
Die innerhalb der Änderungsfläche vorhandene Wallhecke ist gemäß § 29 BNatSchG i.V. 
mit § 22 (3) NAGBNatSchG ein gesetzlich geschütztes Landschaftselement und wird im 
Rahmen des Bebauungsplanes Nr. BR 02 “Westergaste“ durch Festsetzungen gemäß § 9 
(1) Nr. 20 BauGB langfristig in ihrem Bestand gesichert. Die naturschutzfachlichen Aspekte 
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der Planung und die Abhandlung der Eingriffsregelung werden detailliert im Umweltbericht 
zum Bebauungsplan Nr. BR 02 “Westergaste“ dargestellt. 
 

Die vorgesehene Einbeziehung der direkt an den beplanten Innenbereich und die B 436 an-
grenzenden Flächen des Bebauungsplanes Nr. BR 02 “Westergaste“ in die städtebauliche 
Planung, initiiert hinsichtlich der wirtschaftlichen Ausnutzung der vorhandenen Erschlie-
ßungsanlagen eine sinnvolle, maßstäbliche und verträgliche Entwicklungsmaßnahme inner-
halb der Gemeinde Brinkum. 
 

Im Zusammenhang mit den dargelegten Planungsabsichten hat der Verwaltungsausschuss 
der Samtgemeinde Hesel in seiner Sitzung am                   die Durchführung der 
56. Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen. Der Bebauungsplanes Nr. BR 02 
“Westergaste“ wird im Parallelverfahren gemäß § 8 (3) Satz 1 BauGB aufgestellt.  
 
 
2. Darstellungsart  
 
Der Flächennutzungsplan stellt die beabsichtigte Art der Bodennutzungen nach den künfti-
gen, vorhersehbaren Bedürfnissen der Gemeinde dar. Da die Darstellungen des Flächen-
nutzungsplans nur die Grundzüge der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung wieder-
geben, erfolgen sie nicht parzellenscharf. 
 
Die 56. Änderung des Flächennutzungsplans der Samtgemeinde Hesel umfasst eine Ände-
rungsfläche. Die Planzeichnung der 56. Flächennutzungsplanänderung im Maßstab 1:5.000 
ist getrennt von dieser Begründung in einem gesonderten Planteil mit Planzeichenerklärung, 
Präambel und den Verfahrensvermerken zusammengefasst. 
 
Der Planausschnitt kann der wirksamen Fassung des Flächennutzungsplanes (vgl. Anla-
ge 1), gegenübergestellt werden. In der Gegenüberstellung werden der Umfang und der 
Inhalt der 56. Flächennutzungsplanänderung erkennbar. 
 
 
3. Abgrenzung der Änderungsfläche 
 
Die 56. Flächennutzungsplanänderung umfasst eine rd. 1,58 ha große Fläche. Die räumliche 
Ausdehnung der 56. Flächennutzungsplanänderung ist aus der Planzeichnung ersichtlich. 
Sie orientiert sich an der Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches des im Parallelver-
fahren aufzustellenden Bebauungsplans Nr. BR 02 “Westergaste“. 
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4. Vorgaben der Raumordnung und der Landesplanung 
 
Nach § 1 (4) BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen.  
 
Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 (LROP) 
 
Das LROP enthält keine für die Änderungsfläche relevanten Aussagen. Die nahegelegenen 
BAB A 28 und die B 436 sind als Autobahn bzw. Hauptverkehrsstraße dargestellt. 
 
Kompensationsfläche Flurstück 14, Flur 9 in der Gemarkung Brinkum: Die Fläche befindet 
sich unmittelbar östlich eines Vorranggebiets Rohstoffgewinnung.; für die Fläche selbst wur-
den keine Festlegungen getroffen. 
 
Regionales Raumordnungsprogramm für den Landkreis Leer 2006 (RROP): 
 
Im RROP wird die Änderungsfläche dem Siedlungsbereich der Gemeinde Brinkum zugeord-
net; zeichnerische Darstellungen erfolgen für die Änderungsfläche nicht. Die „Leeraner Stra-
ße“ (B 436) ist als Hauptverkehrsstraße von überregionaler Bedeutung und als für den regi-
onalen Busverkehr bedeutsam gekennzeichnet. Im RROP wird die Gewerbeagglomeration 
in Nortmoor unmittelbar südlich der BAB A 28, rund 400 m entfernt von der Änderungsflä-
che, als Standort mit der Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwicklung von Arbeitsstät-
ten ausgewiesen. Die Änderungsfläche liegt innerhalb eines Vorranggebietes für die Trink-
wassergewinnung. 
 
Die Gemeinde Brinkum verfügt entlang der B 436 bereits über einige Gewerbeflächen. Um 
der Nachfrage nach kleinen oder mittleren, sich in die vorhandene Bebauungs- und Nut-
zungsstruktur einfügende Betriebe, gerecht werden zu können, sollen nun die Flächen in-
nerhalb des Änderungsbereichs städtebaulich entwickelt werden. Die Bauleitplanung der 
Gemeinde Brinkum knüpft damit an vorhandene städtebauliche Strukturen an, so dass diese 
gezielt unter Wahrung landschaftlicher Freiräume (Erhalt gliedernder, prägender und teilwei-
se geschützter Gehölzstrukturen) weiterentwickelt werden können. Die Änderungsfläche 
wird über die endausgebaute Straße „Westergaste“ an das überörtliche Verkehrsnetz ange-
schlossen, so dass in unmittelbarer Nähe der Autobahnanschluss „Leer-Ost“ der BAB 28 
erreicht werden kann. Die BAB 28 stellt eine wichtige Ost-West-Verbindung der Region dar, 
über die überörtliche Wirtschaftsstandorte miteinander verbunden sind. Damit bietet der 
Gewerbestandort in Brinkum örtlichen und überörtlich agierenden Unternehmen einen wich-
tigen Standortvorteil. Das geplante Gewerbegebiet ist zudem über die B 436 an die zentra-
len Orte Hesel und Leer angebunden, so dass eine günstige Zuordnung zu vorhandenen 
Siedlungsgebieten gegeben ist. Eine Anbindung an die ÖPNV-Infrastruktur ist durch eine in 
ca. 500 Meter fußläufiger Entfernung gelegene Bushaltestelle an der B 436 („Brinkum“) 
ebenfalls gegeben. 
 
Kompensationsfläche Flurstück 14, Flur 9 in der Gemarkung Brinkum: Die Fläche liegt am 
Rande eines Vorsorgegebiets für Natur und Landschaft und innerhalb eines Vorsorgegebie-
tes für Landwirtschaft – auf Grund besonderer Funktionen der Landwirtschaft. 
 



 56. Änderung des Flächennutzungsplanes, Samtgemeinde Hesel 

 6

Vor dem Hintergrund der aufgeführten raumordnerischen Bewertungen der Änderungsfläche 
und der Kompensationsfläche im Bereich der Siedlung Meerhausen ist die mit der 56. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes geplante, bedarfsgerechte Entwicklung des Gewerbestan-
dortes an der B 436 nach den Regelungen des LROP 2017 in V. m. dem RROOP 2006 im 
Ergebnis als raumordnerisch verträglich zu bewerten. 
 
 
5. Bestandssituation 
 
Die Änderungsfläche weist eine heterogene Freiflächenstruktur ohne jegliche Flächenbefes-
tigungen oder Gebäude auf. Die Flurstücke 61/22, 61/24 und zum größten Teil auch das 
Flurstück 61/11 werden intensiv landwirtschaftlich als Grünland genutzt. Auf dem Flurstück 
61/20 ist in den letzten Jahren nahezu flächendeckend ein Birkenbestand aufgewachsen; in 
dem Birkenbestand werden einige Schafe gehalten. Teile des Flurstücks 61/11 (entlang der 
B 436 und in der südöstlichen Grundstücksecke) sind verbracht (Brennesselflur, teilweise mit 
Eichen- und Ahornaufwuchs). Unmittelbar nördlich des Grundstücks „Dorfweg“ 36 stockt 
eine Gehölzreihe zwei alten Berg-Ahorn und jüngeren Fichten und anderem jungem Suk-
zessionsgebüsch. 
 
Im Süden des Flurstücks 61/22, entlang des „Dorfweg“, ist eine gemäß § 29 BNatSchG i.V. 
mit § 22 (3) NAGBNatSchG geschützte Baum-Strauch-Wallhecke mit alten Eichen als Über-
hältern vorhanden. Nördlich der Wendeanlage des „Dorfweg“ stockt auf dem Flurstück 61/22 
eine Baumreihe aus überwiegend älteren Eichen, Erlen, Birken und Fichten. 
 
Unmittelbar westlich, entlang der B 436, stockt eine Baumreihe aus ca. 30 Jahre alten Erlen 
und Birken. Entlang der nördlichen Plangebietsgrenze stockt unmittelbar angrenzend an die 
Änderungsfläche ein Baumstreifen aus 40-60 Jahre alten Lärchen, Fichten, Eichen und Bir-
ken. Östlich an das Flurstück 61/24 grenzt das mit einem Wohnhaus bebaute Grundstück 
„Westergaste“ 3 an. Beidseitig entlang des „Dorfweg“ sind Strauch-Baum-Wallhecken und 
ein kleiner Abschnitt Baum-Wallhecke vorhanden. 
 
Südlich des Flurstücks 61/24 schließt sich auf dem Flurstück 61/16 Intensivgrünland an. Die 
Freiflächen der mit Wohnhäusern bebauten Grundstücke „Dorfweg“ 30 und 36 werden teil-
weise als Ziergärten, teilweise aber auch als Obstgarten und Garten mit Altgehölzbestand 
genutzt. Im Osten des Flurstücks 61/19 befindet sich ein verbrachter Gartenteil. 
 
Erschlossen ist die Änderungsfläche derzeit über unbefestigte Zufahrten von den Straßen 
„Westergaste“ (drei Zufahrten; jeweils eine zu den Flurstücken 61/11, 61/20 und 61/24) und 
„Dorfweg“ (eine Zufahrt östlich der Wallhecke auf dem Flurstück 61/22). 
 
Südlich des „Dorfweg“ schließt sich einzeilige Wohnbebauung an. Unmittelbar nördlich der 
Straße „Westergaste“ befindet sich in Höhe der Änderungsfläche das Gelände der „Ober-
schule Kloster Barthe“. Auf der gegenüberliegenden Seite der B 436 befindet sich ein Teil 
der Siedlung Meerhausen, woran sich nördlich ein Gewerbebetrieb (Kfz-Handel) anschließt. 
Nördlich des Schulgeländes, unmittelbar östlich der B 436, befinden sich weitere Gewerbe-
triebe (Molkerei, Spedition, Fahrradhandel). 
 
Gräben oder andere Gewässer sind innerhalb der Änderungsfläche nicht vorhanden.  
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6. Inhalt der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Die wirksame Fassung des Flächennutzungsplanes stellt für die Änderungsfläche „Gemisch-
te Bauflächen“ (M) dar (vgl. Anlage 1). Auf der Grundlage dieser Darstellung ist ein „Entwi-
ckeln“ gemäß § 8 (2) Satz 1 BauGB im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung zur Reali-
sierung der geplanten Gewerbebebauung nicht möglich. 
 
Im Hinblick auf die mit der 56. Änderung verfolgten Zielsetzungen, wird innerhalb der Ände-
rungsfläche eine Gewerbliche Baufläche (G) gemäß § 1 (1) Nr. 3 BauNVO dargestellt. Die 
gewählten Darstellungen geben die seitens der Samtgemeinde Hesel beabsichtigte Art der 
Bodennutzung wieder, beschränken sich dabei aber, entsprechend der Aufgabe der vorbe-
reitenden Bauleitplanung, auf die Grundzüge der örtlichen Planungskonzeption. 
 
Die Erschließung der geplanten Gewerbeflächen erfolgt ausschließlich von Norden über 
Zufahrten von der Straße „Westergaste“ aus. Die innere Erschließung wird über private Ver-
kehrsflächen sichergestellt. Der ruhende Verkehr ist gemäß § 47 NBauO innerhalb der Än-
derungsfläche unterzubringen. An der B 436 in einer Entfernung von ca. 500 m zur Ände-
rungsfläche, befindet sich eine Bushaltestelle, so dass die Erreichbarkeit des ÖPNV für die 
innerhalb der Änderungsfläche arbeitende Bevölkerung gewährleistet ist. 
 
Entlang der südlichen Grenze der Änderungsfläche ist eine gemäß § 29 BNatSchG i.V. mit § 
22 (3) NAGBNatSchG geschützte Wallhecke vorhanden. Diese innerhalb der Änderungsflä-
che gelegene Wallhecke wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung als Fläche zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gemäß § 9 (1) Nr. 20 
BauGB festgesetzt. Zum Schutz vor aus der geplanten Bebauung resultierenden Übernut-
zungen und zum langfristigen Erhalt der Wallhecken, ist ein mindestens 6 m breiter Streifen 
angrenzend an den Wallfuß als Wallheckenschutzstreifen ebenfalls gemäß § 9 (1) Nr. 20 
BauGB festzusetzen. 
 
Entlang der nordwestlichen Plangebietsgrenze ist eine Baumreihe vorhanden. Zusätzlich 
stehen im Plangebiet zwei großgewachsene Einzelbäume (Berg-Ahorn) unmittelbar an der 
Grenze zum Flurstück 61/21. Die Kronentraufen dieser Baumbestände ragen bis einige Me-
ter in das Plangebiet hinein. Da die Ausmaße des Wurzelbereichs eines Baumes in etwa mit 
denen der Kronentraufe korrelieren, werden zum Schutz der vorhandenen Bäume im Be-
bauungsplan Nr. BR 02 an die jeweilige Situation angepasste Baumschutzstreifen gemäß § 
9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzt. Der langfristige Schutz der beiden Berg-Ahorn wird in der 
verbindlichen Bauleitplanung über Festsetzungen gemäß § 9 (1) 25b BauGB sichergestellt. 
 
Da die anstehenden Bodenverhältnisse eine Versickerung des innerhalb der Änderungsflä-
che anfallenden Oberflächenwassers nicht zulassen, sieht das von der Kremer Klärgesell-
schaft aus Hesel 2020 erarbeitete Entwässerungskonzept vor, das anfallende Nieder-
schlagswasser über eine zu verlegende Regenwasserkanalisation in ein neu zu erstellendes 
Regenwasserrückhaltebecken (RRB) im südlichen Änderungsbereich einzuleiten. Aus der 
Regenwasserrückhaltung wird das anfallende Oberflächenwasser dann gedrosselt in südli-
che Richtung über Gewässer III. Ordnung schließlich über den „Brinkumer Schloot“ (Gewäs-
ser II. Ordnung) schadlos abgeleitet. 
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Das RRB wird in erforderlicher Größe gemäß § 9 (1) Nr. 16 BauGB als Fläche für Wasser-
wirtschaft mit der Zweckbestimmung „Regenwasserrückhaltebecken“ (RRB) im Bebauungs-
plan Nr. BR 02 festgesetzt. Erforderliche Flächen für die Räumung und Unterhaltung des 
RRB sind innerhalb der gemäß § 9 (1) Nr. 16 BauGB festgesetzten Fläche unterzubringen. 
 
 
7. Auswirkungen der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
7.1. Verkehrliche und technische Erschließung 
 
Die Belange des Verkehrs, des Post- und Fernmeldewesens, der Versorgung, insbesondere 
mit Energie und Wasser, der Abfallentsorgung und der Abwasserbeseitigung (§ 1 (6) Nr. 8 e 
BauGB) sowie die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (§ 1 (6) Nr. 1 BauGB) erfordern für 
den Änderungsbereich: 
 

- eine den Anforderungen der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) genügende Ver-
kehrserschließung, 

- den Anschluss an die zentrale Wasserversorgung, an das Elektrizitätsnetz, an das Gas-
netz und an das Fernmeldenetz, 

- die Erreichbarkeit der Grundstücke für die Müllabfuhr und die Post,  
- den Anschluss an die zentrale Schmutzwasserkanalisation,  
- eine geordnete Oberflächenentwässerung und  
- einen ausreichenden Feuerschutz. 

 
Dies ist gewährleistet. 
 

Verkehrserschließung 

Die Änderungsfläche wird ausschließlich über die Straße „Westergaste“ erschlossen. Der 
ruhende Verkehr ist gemäß § 47 NBauO im Plangebiet unterzubringen.  
 
Ver- und Entsorgung 
 
Wasserversorgung: 
Die Änderungsfläche wird an die zentrale Wasserversorgung der Gemeinde Brinkum ange-
schlossen. Träger der Wasserversorgung ist der Wasserversorgungsverband 
Moormerland-Uplengen-Hesel-Jümme (WMU). 
 
Es wird in den Beteiligungsverfahren gemäß § 4 (1) und (2) BauGB seitens des WMU darauf 
hingewiesen, dass für erforderliche Hausanschlüsse im Plangebiet Leitungen verlegt wer-
den. In diesen Fällen muss dann die Hauptleitung DN 80 zum Anbohren der Anschlüsse 
jeweils freigelegt (Kopfloch) werden können. Auch sollte bedacht werden, dass die Absper-
rarmaturen für die Hausanschlüsse auf Dauer zugänglich bleiben müssen. Diese Hinweise 
werden bei der Realisierung des Baugebietes beachtet. 
 
In den Beteiligungsverfahren gemäß § 4 (1) und (2) BauGB weist der Niedersächsische 
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN) darauf hin, dass 
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aufgrund der Lage des Plangebietes im Trinkwasser-Gewinnungsgebiet keine Gewerbebe-
triebe angesiedelt werden sollten, die wassergefährdende Stoffe lagern oder verarbeiten. 
 
Löschwasserversorgung: 
Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung innerhalb der Änderungsfläche sind Ent-
nahmemöglichkeiten in Form von Unterflurhydranten aus dem Trinkwasserrohrnetz zu 
schaffen. Als Löschwasserversorgung müssen 96 m³ für eine Löschzeit von mindestens 
zwei Stunden zur Verfügung stehen. Der Abstand der Hydranten zu den einzelnen Gebäu-
den darf 150 m nicht überschreiten. Die brandschutzrechtliche Beurteilung einzelner Gebäu-
de von besonderer Art und Nutzung erfolgt im Rahmen des Bauantragsverfahrens. 
 
Gas- und Stromversorgung: 
Die Versorgung mit Gas und elektrischer Energie erfolgt durch den Anschluss an die Ver-
sorgungsnetze der Energieversorgung Weser-Ems (EWE). 
 
Abfallbeseitigung: 
Die Abfallbeseitigung erfolgt durch regelmäßige Abfuhr mit Müllfahrzeugen. Träger der Ab-
fallbeseitigung ist der Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Leer. 
 
Abwasserbeseitigung: 
Die Änderungsfläche wird an das in der Straße „Westergaste“ bzw. der Änderungsfläche 
vorhandene Schmutzwasserkanalnetz angeschlossen. Das vorhandene Schmutzwasserka-
nalnetz und die kommunale Abwasserreinigungsanlage sind für die durch die geplanten Ge-
werbeansiedlungen zu erwartenden Mehrbelastungen ausreichend dimensioniert. Träger der 
zentralen Abwasserbeseitigung ist die Samtgemeinde Hesel. 
 
Oberflächenentwässerung: 
Träger der Oberflächenentwässerung ist die Gemeinde Brinkum. Da die anstehenden Bo-
denverhältnisse eine Versickerung des innerhalb der Änderungsfläche anfallenden Oberflä-
chenwassers nicht zulassen, sieht das von der Kremer Klärgesellschaft aus Hesel 2020 er-
arbeitete Entwässerungskonzept vor, das auf den Gewerbeflächen anfallende Nieder-
schlagswasser über eine zu verlegende Regenwasserkanalisation in ein neu zu erstellendes 
Regenwasserrückhaltebecken (RRB) im südlichen Änderungsbereich einzuleiten. Aus der 
Regenwasserrückhaltung wird das anfallende Oberflächenwasser dann gedrosselt in südli-
che Richtung über Gewässer III. Ordnung schließlich über den „Brinkumer Schloot“ (Gewäs-
ser II. Ordnung) schadlos abgeleitet. 
 
Telekommunikation: 
Die fernmeldetechnische Versorgung der Änderungsfläche erfolgt über verschiedene Tele-
kommunikationsanbieter. 
 
Im Beteiligungsverfahren gemäß § 4 (1) BauGB weist die Telekom Deutschland GmbH da-
rauf hin, dass bei der Bauausführung darauf zu achten ist, dass Beschädigungen der vor-
handenen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. 
B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien je-
derzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabel-
schächten sowie oberirdische Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahrlos ge-
öffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es ist deshalb erfor-
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derlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeit-
punkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom informieren. 
Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 
 
 
7.2 Umweltbelange 
 
Die für die Beurteilung der Belange des Umweltschutzes maßgeblichen Fakten sind in aus-
führlicher Form im Umweltbericht, der gemäß § 2a Satz 3 BauGB einen gesonderten Teil 
der Begründung zum Bebauungsplan Nr. BR 02 „Westergaste“ darstellt, beschrieben und 
bewertet worden. Der Umweltbericht beschreibt detailliert die Bestandssituation innerhalb 
der Änderungsfläche, enthält die Ausarbeitungen zur naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung und stellt die in den Bebauungsplan zu übernehmenden grünordnerischen Maßnahmen 
dar. 
 
Der vorliegende Umweltbericht wurde sowohl für die 56. Änderung des Flächennutzungspla-
nes als auch den Bebauungsplan Nr. BR 02 „Westergaste“ erstellt. Flächennutzungsplanän-
derung und Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgen im Parallelverfahren gemäß § 8 (3) 
Satz 1 BauGB zur planungsrechtlichen Absicherung der geplanten gewerblichen Nutzungen. 
Aufgrund des höheren Konkretisierungsgrades der Bebauungsplanebene wird im Umweltbe-
richt durchgehend Bezug auf die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 02 „Westergaste“ 
genommen. Grundlage für die Anwendung dieses Abschichtungsprinzips bildet § 2 (4) Satz 
5 BauGB. 
 
 
Auswirkungen der 56. Flächennutzungsplanänderung auf die Belange von Natur und Land-
schaft 
Zur Beurteilung der Umweltauswirkungen wurden die Ergebnisse der im August 2019 durch-
geführten Biotoptypenkartierung herangezogen und der Planung gegenübergestellt.  
 
Im Zuge der Realisierung des Vorhabens werden Plangebietsflächen der bisherigen, intensi-
ven landwirtschaftlichen Nutzung (Intensivgrünland) bzw. der natürlichen Sukzessionsent-
wicklung (artenarme Brennnesselflur, Ruderalgebüsch und Birkenwald) entzogen und ent-
sprechend den städtebaulichen Erfordernissen und Zielen der Gemeinde Brinkum einer ge-
werblichen Bebauung zugeführt. Die Gemeinde Brinkum dokumentiert mit der mit der 56. 
Flächennutzungsplanänderung vorbereiteten Gewerbeflächenentwicklung das städtebauli-
che Ziel der Konzentration von Gewerbeflächen im Bereich der durch Verkehrslärm, heran-
gerückte Siedlungsstrukturen und durch intensive Grünlandbewirtschaftung vorbelasteten 
Flächen nördlich der BAB A 28 bzw. entlang der B 436. 
 
Es ist bei der mit der 56. Flächennutzungsplanänderung initiierten Gewerbegebietsentwick-
lung ein wesentliches Ziel, naturschutzfachlich relevante Eingriffe in wertvolle und/oder ge-
schützte Biotopstrukturen und das Orts- und Landschaftsbild möglichst zu vermeiden bzw. 
zu minimieren. Dazu tragen neben der Standortwahl der Änderungsfläche im Bereich vorbe-
lasteter und für die Siedlungsentwicklung im Landschaftsplan vorgesehener Freiflächen, 
wesentlich der Erhalt der vorhandenen, geschützten Wallhecke und eines größtmöglichen 
Teils der vorhandenen Baumreihen und größeren Einzelbäume bei. 
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Zum langfristigen Schutz der vorhandenen Wallhecke, Baumreihen und Einzelgehölze wird 
im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ein extensiv genutzter Wallheckenschutzstrei-
fen bzw. Baumschutzstreifen in einer Breite von mindestens 6 m auf ehemaligen Intensiv-
grünland- oder Ruderalflächen angelegt und gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzt. 
 
Überplant werden kleinere ruderalisierte Bereiche mit artenarmer Brennnesselflur und Ru-
deralgebüsch und ein junger Wald aus Birkenaufwuchs. Die ruderalisierten Flächen im ent-
lang der nordwestlichen Geltungsbereichsgrenze geplanten Baumschutzstreifen werden 
durch Mahd von artenarmer Brennesselflur zu halbruderaler Gras- und Staudenflur kompen-
sationsneutral umgenutzt. 
 
Trotz der durchgeführten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen entstehen durch die 
bauliche Inanspruchnahme zuvor unversiegelter, vegetationsbedeckter Flächen erhebliche 
Beeinträchtigungen der Schutzgüter „Pflanzen“, „Boden“, „Wasser - Grundwasser“ und 
„Landschaftsbild“. Im Rahmen der Abarbeitung der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung 
werden geeignete Kompensationsmaßnahmen innerhalb und außerhalb der Änderungsflä-
che bzw. des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. BR 02 „Westergaste“ benannt. 
 
Zur Eingrünung der geplanten Gewerbeflächen nach Nordwesten, zur B 436 hin, ist die An-
pflanzung einer dreireihigen Baum-/Strauchhecke vorgesehen. Sie ergänzt damit die eingrü-
nende Wirkung der unmittelbar der nordwestlichen Geltungsbereichsgrenze vorhandenen 
Baumreihe aus Birken und Erlen. Weitere Ausgleichsmaßnahmen innerhalb der Änderungs-
fläche können durch Anlage von Wallhecken- und Baumschutzstreifen umgesetzt werden. 
 
Da innerhalb der Änderungsfläche bzw. des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 
BR 02 keine ausreichend großen Flächen für die Durchführung aller notwendigen Kompen-
sationsmaßnahmen zur Verfügung stehen, findet die Eingriffskompensation in Übereinstim-
mung mit § 1 a (3) BauGB teilweise außerhalb der Änderungsfläche bzw. dem Plangebiet 
statt. 
 
Als externe Kompensationsmaßnahmen werden gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB folgende 
Maßnahmen festgesetzt: 
 

- Umwandlung von Nadelforst in naturnahen und standortgerechten Laubmischwald 
auf dem Flurstück 8 der Flur 1 der Gemarkung Neuemoor. Die Fläche ist Bestandteil 
des Kompensationsflächenpools „Oldehave“ (Aufwertungspotential von 1,58 WE/m²) 

- Extensivierung von Intensivgrünland (GI) auf einer 2.045 m² großen Teilfläche des 
Flurstücks 14, Flur 9, Gemarkung Brinkum; Entwicklungsziel: Mesophiles Grünland 
(GM) (Aufwertung um 2 Wertstufen) 

 
Nach Umsetzung der beschriebenen Kompensationsmaßnahmen verbleiben planungsbe-
dingt keine erheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes. 
 
Durch die im Umweltbericht dargestellten Maßnahmen können die durch die 56. Änderung 
des Flächennutzungsplanes bzw. den Bebauungsplan Nr. BR 02 „Westergaste“ vorbereite-
ten Eingriffe vollständig kompensiert werden, so dass in der Folge keine erheblichen Beein-
trächtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes bei Realisierung des Vorha-
bens verbleiben. 
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Bodenschutzrechtliche Belange/gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
Die Auswertung des NIBIS Kartenservers1 ergab folgende wesentlichen Ergebnisse: 
 

• Bodenregion: Geest 
• Bodengroßlandschaft: Geestplatten und Endmoränen 
• Bodenlandschaft: Lehmgebiete  
• Bodentyp: Mittlerer Pseudogley-Podsol (S-P3) 
• Verdichtungsempfindlichkeit des Bodens: gering gefährdet 
• Grundwasserstände: grundwasserfern (mittl. Grundwasserhochstand > 20 dm; mittl. 

Grundwassertiefstand > 20 dm 
• Bodenfruchtbarkeit: gering 
• Boden-/Ackerzahl: 27/30 
• Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung: hoch 
• Suchraum für schutzwürdige Böden: nein 
• Sulfatsaure Böden: nein 
• Altablagerungen/Rüstungsaltlasten/Schlammgrubenverdachtsflächen: nicht bekannt 

 
Versiegelte Flächen sind innerhalb der Änderungsfläche nicht vorhanden. Im Rahmen der 
jahrhundertelangen landwirtschaftlichen Arbeiten wurde der oberflächennah anstehende 
Boden mit schwerem Gerät befahren bzw. gepflügt und entsprechend nachteilig verändert. 
Nachteilige Veränderungen des Bodengefüges sind auch durch umfangreiche und langjähri-
ge Entwässerungsmaßnahmen eingetreten. 
 
Vor dem Hintergrund der innerhalb der Änderungsfläche seit vielen Jahrzehnten bestehen-
den, landwirtschaftlichen Nutzung und relativ geringer anthropogener Eingriffe in das Gelän-
deprofil (leicht bewegte Oberflächenmorphologie, keine Siedlungs- und Ablagerungshinwei-
se) ergibt sich kein Verdacht auf Altablagerungen, Altstandorte oder die Arbeitsverhältnisse 
beeinträchtigende Bodeninhaltsstoffe. Aufgrund dessen ergibt sich kein Erfordernis für wei-
tergehende Untersuchungen des anstehenden Bodens.  
 
Sollten bei geplanten Erd- und Bauarbeiten Hinweise auf Abfallablagerungen oder schädli-
che Bodenveränderungen auftreten, ist unverzüglich die untere Abfall- und Bodenschutzbe-
hörde des Landkreises Leer zu benachrichtigen. 
 
Wesentliche Eingriffe in das Schutzgut Boden (Aushub, Versiegelung) werden im Bereich 
geplanter Versiegelungen durch Verkehrsflächen, Gebäude, Zuwegungen, Stellplätze usw. 
innerhalb der geplanten Gewerbegrundstücke und des Regenrückhaltebeckens erfolgen. 
 
Bei geplanten Baumaßnahmen oder Erdarbeiten sind die Vorschriften des vorsorgenden 
Bodenschutzes zu beachten, d. h., dass jeder, der auf den Boden einwirkt, sich so zu verhal-
ten hat, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Grundstücksei-
gentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von ihrem Grundstück 
drohenden, schädlichen Bodenveränderungen zu ergreifen (Grundpflichten gemäß § 4 
BBodSchG). 

                                                 

1 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG): NIBIS-Kartenserver: http://nibis.lbeg.de/cardomap3/. 
Zugriff vom 08.05.2020 
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Abfallrechtliche Belange 
Nicht kontaminiertes Bodenmaterial und andere natürlich vorkommende Materialien, die bei 
Bauarbeiten ausgehoben wurden, können - unverändert in ihrem natürlichen Zustand - an 
dem Ort, an dem sie ausgehoben wurden, für Bauzwecke wiederverwendet werden. Dabei 
sind naturschutz-, wasser- und baurechtliche Belange (z. B. Einhaltung von Abständen zu 
Gräben) zu beachten. 
 
Die Verwertung oder Beseitigung von Abfällen (z. B. Baustellenabfall, nicht auf der Bauflä-
che verwertbarer Bodenaushub usw.) unterliegen den Anforderungen des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes sowie der Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Leer in der je-
weils gültigen Fassung. 
 
Sofern mineralische Abfälle (Recyclingschotter und Bodenmaterial) für geplante Verfüllun-
gen oder Versiegelungen zum Einsatz kommen sollen, gelten die Anforderungen der LAGA 
M 20 (Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall Nr. 20 "Anforderungen an die stoffli-
che Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen"). 
 
 
Immissionen 
 
Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Belange 
des Umweltschutzes erfordern die Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen. Unter Be-
rücksichtigung der lokalen Verhältnisse, sind, bei Realisierung der im Plangebiet vorgesehe-
nen Bebauung, insbesondere die Auswirkungen der durch den Straßenverkehr und die ge-
plante gewerbliche Nutzung verursachten Lärm- und Schadstoffimmissionen zu beachten. 
 
Kfz-bedingte Luftschadstoffimmissionen 
Luftverunreinigungen an Straßen entstehen im Wesentlichen durch Verbrennungsprozesse 
in den Fahrzeugmotoren (Kohlenmonoxid, Benzol, Stickstoffoxide, Schwefeldioxid, Blei, 
Ruß, Staub). Die Stärke der anfallenden Immissionen hängt von zahlreichen Faktoren ab, so 
u.a. von der Verkehrsmenge, dem Lkw-Anteil, der Fahrgeschwindigkeit und den spezifi-
schen Emissionsfaktoren der einzelnen Fahrzeuge und des Fahrzeugkollektivs. Ausbreitung 
und Wirkung hängen wiederum von mehreren Einflüssen wie z.B. Windgeschwindigkeit und 
Regenhäufigkeit ab. 
 
Zur Beurteilung der Immissionskonzentrationen wird auf „Grenz-“ und „Prüfwerte“ Bezug 
genommen. „Grenzwerte" sind rechtsverbindliche Normen. Zu ihnen zählen z.B. die Immis-
sionswerte nach der 22. BImSchV. In dieser Verordnung, die am 04.07.2002 von der Bun-
desregierung verabschiedet wurde, sind die auf EU-Ebene festgelegten Grenzwerte (EU-
Richtlinien) in deutsches Recht umgesetzt worden. Die Grenzwerte der EU-Richtlinien sind 
auch in der novellierten TA Luft umgesetzt worden, die am 1. Oktober 2002 in Kraft trat. 
 
Die Grenzwerte der EU-Richtlinien basieren auf den Luftqualitätsleitlinien der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) für Europa. Intentionen der Richtlinien sind u.a. die Festlegung von 
Zielen für Luftschadstoffe im Hinblick auf die Vermeidung, Verhütung oder Verringerung 
schädlicher Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt insgesamt sowie 
die Beurteilung der Luftqualität anhand einheitlicher Methoden und Kriterien. 
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In der 23. BImSchV werden für die Stoffe NO2, Benzol und Ruß „Prüfwerte“ angegeben, die 
den Schutz der Gesundheit auch an Straßen und in Gebieten gewährleisten sollen, in denen 
besonders hohe, vom Kfz-Verkehr verursachte Immissionen zu erwarten sind. Bei Über-
schreitung dieser Schwellenwerte sind verkehrsbeschränkende Maßnahmen nach § 40 (2) 
Satz 1 BImSchG zur Verminderung oder Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen zu 
prüfen. 
 
Für den Gemeindebereich Brinkums wurden in der Vergangenheit keine Kfz-bedingten 
Überschreitungen der gesetzlichen Beurteilungswerte für Luftschadstoffe registriert. Auch 
bei Realisierung der geplanten Gewerbenutzung innerhalb der Änderungsfläche (Liefer-, 
Angestellten- und Kundenverkehr) sind, vor allem vor dem Hintergrund, dass sich nach Sü-
den und Westen und eingeschränkt auch nach Osten, großflächige Bereiche mit Freiland-
klima befinden, keine im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen maßgeblichen Gesund-
heitsgefährdungen durch Kfz-bedingte Schadstoffimmissionen zu erwarten.  
 
Lärmimmissionen 
Zur Quantifizierung des zulässigen Verkehrs- und Gewerbelärms innerhalb der Änderungs-
fläche bzw. des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. BR 02 wurde ein schalltechni-
sches Gutachten durch die itap - Institut für technische und angewandte Physik GmbH im 
Juli 2020 erstellt (das Gutachten liegt als Anlage der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 
BR 02 „Westergaste“ bei)2. In diesem Gutachten sollte einerseits untersucht werden, ob die 
im Nahbereich des Plangebietes/der Änderungsfläche auftretenden Verkehrsgeräu-
schimmissionen auf die geplante Gewerbenutzung als verträglich einzustufen sind. Darüber 
hinaus war es Aufgabe dieses Gutachtens, für die Flächen innerhalb des räumlichen Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. BR 02 Emissionskontingente zu ermitteln, die die 
Einhaltung der zulässigen Orientierungswerte in der umliegenden bewohnten Nachbar-
schaft, auch unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen gewerblichen Nutzung, sicher-
stellen. Aufgrund des höheren Konkretisierungsgrades der verbindlichen Bauleitplanung 
beziehen sich die nachfolgenden Ausführungen zum Gewerbe- und Verkehrslärm auf den 
Bebauungsplan Nr. BR 02 "Westergaste". 
 
Gewerbelärm 
Eine schalltechnische Beurteilung gemäß TA-Lärm setzt die Ermittlung der Gesamtbelas-
tung voraus. Diese setzt sich aus der Zusatzbelastung (hier: Gewerbelärm im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes Nr. BR 02) und der Vorbelastung (hier: sämtliche relevante Ge-
werbeflächen in der Umgebung) zusammen. Dazu wurden die bisher in den rechtsverbindli-
chen Bebauungsplänen der Gewerbeagglomeration in der Ortschaft Nortmoor und die in den 
innerhalb der Gemeinde Brinkum entlang der B 436 vorhandenen Gewerbegebiete festge-
setzten so genannten, immissionswirksamen, flächenbezogenen Schallleistungspegel 
(IFSP) in einem Gesamtmodell betrachtet. 
 
Die nächstgelegene bewohnte Nachbarschaft befindet sich nördlich, östlich und südlich des 
Plangebietes. Die Schutzbedürftigkeit der im Außenbereich liegenden Wohnhäuser ent-
spricht der eines „Misch- bzw. Dorfgebietes (MI/MD)“. Gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 gel-
ten folgende Orientierungswerte für den Gewerbelärm im Rahmen der Bauleitplanung: 

 

                                                 

2 itap (2020): Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan „Westergaste“ der Gemeinde Brinkum; Projekt 
Nr.: 3440-19-c-hi/cb, Stand: 02.07.2020. Bearbeiter: Dipl.-Ing. (FH) Heiko Ihde und Christian Busse (B. Eng.) 
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Misch- bzw. Dorfgebiet (MI/MD): 
Tag (06.00 bis 22.00 Uhr): 60 dB(A) 
Nacht (22.00 bis 06.00 Uhr): 45 dB(A) 
 
 

Die Berechnungen kommen zu dem Ergebnis, dass an allen betrachteten Immissionsorten, 
die Gesamtbelastung aus Bestand und Planung, die jeweiligen Orientierungswerte nicht 
überschreitet. 
 
Auf der Grundlage der Ergebnisse der schalltechnischen Berechnungen, werden im Bebau-
ungsplan Nr. BR 02 innerhalb der gemäß § 8 BauNVO festgesetzten Gewerbegebiete (GE 

und GEE) so genannte Emissionskontingente (LEK) als Tag- und Nachtwerte festgesetzt (vgl. 
nachfolgende Tabelle). Es sind in den kenntlich gemachten Gewerbegebietsflächen nur Be-
triebe und Anlagen zulässig, deren Geräusche die in der Planzeichnung Emissionskontin-
gente (LEK) als Tag- und Nachtwerte, nicht überschreiten. 
 

Gewerbegebiete LEK tags 
dB(A) 

LEK nachts 
dB(A) 

GE 65,0 50,0 

GEE 62,0 47,0 

 
Mit der vorliegenden schalltechnischen Berechnung wird der Nachweis erbracht, dass durch 
den zukünftig zu erwartenden Gewerbelärm aus dem Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes Nr. BR 02, rechnerisch die zulässigen Orientierungswerte für die Tages- und die Nacht-
zeit bei der benachbarten, bestehenden Wohnbebauung eingehalten werden. 
 
Verkehrslärm 
Für die Belange des Schallschutzes in der Bauleitplanung ist grundsätzlich die DIN 18005-1 
heranzuziehen. Als Zielvorstellungen für den Schallschutz im Städtebau sind im Beiblatt 1 
der DIN 18005 Orientierungswerte für Geräuscheinwirkungen festgelegt. Zur Beurteilung der 
auf das Plangebiet einwirkenden Geräuschbelastung werden die zu ermittelnden Beurtei-
lungspegel mit den maßgeblichen Orientierungswerten verglichen. Die Einhaltung bzw. Un-
terschreitung der Orientierungswerte ist wünschenswert, um die mit der Ausweisung des 
betreffenden Baugebietes oder der betreffenden Baufläche verbundene Erwartung auf an-
gemessenen Schutz vor Lärmbelastung zu erfüllen. Die Orientierungswerte sind keine ver-
bindlichen Grenzwerte. Sie sollen im Rahmen einer sachgerechten Abwägung als Anhalts-
werte zur Bestimmung der zumutbaren Lärmbelastung der zu beurteilenden Wohnbebauung 
dienen. Die Zulassung einer Überschreitung der Orientierungswerte kann das Ergebnis einer 
sachgerechten Abwägung sein. Maßgeblich sind die Umstände des Einzelfalles. 
 
Bei den Immissionsprognosen für Verkehrslärm wurde nach den Berechnungskriterien der 
DIN 18005 eine freie Schallausbreitung ohne Abschirmung und Reflexion durch Gebäude 
zugrunde gelegt. Gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 gelten folgende Orientierungswerte für 
Verkehrsgeräuschimmissionen in Gewerbegebieten im Rahmen der Bauleitplanung: 
 

Gewerbegebiet (GE): 
Tag (06.00 bis 22.00 Uhr): 65 dB(A) 
Nacht (22.00 bis 06.00 Uhr): 55 dB(A) 
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Die Orientierungswerte für das geplante Gewerbegebiet (GE) von 65 dB(A) tags und 55 
dB(A) nachts werden innerhalb der Baugrenzen tagsüber um < 3 dB(A) und nachts um < 6 
dB(A) überschritten werden. Aufgrund der ermittelten Verkehrsgeräuschbelastung und da 
aktive Schallschutzmaßnahmen wegen des gewünschten Erhalts des vorhandenen Baum-
bestandes unmittelbar westlich des Plangebietes und der geringen Größe der geplanten 
Gewerbeflächen nicht sinnvoll umzusetzen sind, sind zur Einhaltung der Orientierungswerte 
passive Schallschutzmaßnahmen an den zukünftigen Gebäuden erforderlich. 
 
Zur Feststellung evtl. erforderlicher Schallschutzmaßnahmen wurden die Lärmpegelbereiche 
nach DIN 4109-1 ermittelt (vgl. nachfolgende Tabelle). 
 

Lärmpegelbereich „maßgeblicher 
Außenlärmpegel“ 

dB(A) 

Erforderliches bewertetes resultierendes Schall-
dämm-Maß R’w,ges der Außenbauteile in dB 

  Aufenthaltsräume in 
Wohnungen 

Büro-
/Schulungsräume 

III 61 – 65 35 30 
IV 66 – 70 40 35 
V 71 – 75 45 40 

 
Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebiete werden die Lärmpegelbereiche III bis V er-
reicht. Die ermittelten Lärmpegelbereiche, die sich aus der Berücksichtigung der Verkehrs- 
und Gewerbelärmimmissionen während der Nachtzeit ergeben, wurden für das am stärksten 
von Lärmeinwirkungen betroffenen 1. Obergeschoss ermittelt. Da langfristig nicht gewähr-
leistet werden kann, dass der derzeitige Gebäudebestand unverändert bestehen bleibt und 
sich somit die daraus abgeleitete Abgrenzung der Lärmpegelbereiche zumindest teilweise 
verschieben könnte, wurden im Sinne der Lärmvorsorge die Lärmpegelbereiche bei freier 
Schallausbreitung festgelegt. 
 
Für die im Nahbereich des Plangebiets vorhandene Wohnnutzung ergeben sich bei Betrach-
tung des Verkehrslärms aus schalltechnischer Sicht infolge der Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. BR 02 keine relevanten Änderungen gegenüber der Bestandssituation. 
 
Das Lärmgutachten stellt insgesamt fest, dass aus Sicht des Schallimmissionsschutzes kei-
ne Bedenken gegen die Planung bestehen. 
 
 
Geruchsimmissionen: Zum Schutz der geplanten Gewerbebetriebe vor unzumutbaren Ge-
ruchsbelästigungen ist unter bestimmten Umständen ein ausreichender Abstand zu Tierhal-
tungsanlagen zu gewährleisten. Die Bemessung dieses Mindestabstandes ist in erster Linie 
abhängig von den Kriterien Tierart, Stellplatzkapazität bzw. Tierbestand sowie Haltungs-, 
Fütterungs-, Lüftungs- und Entmistungstechnologie. 
 
Nach Ziffer 4.4.2 der Geruchsimmissions-Richtlinie Niedersachsen (GIRL) ist ein Kreis mit 
einem Radius von mindestens 600 m vom Rand des Anlagengeländes als Beurteilungsge-
biet festzulegen. Im für diese Beurteilung relevanten Nahbereich der Änderungsfläche ist nur 
ein landwirtschaftlicher Betrieb in ca. 570 m Entfernung an der Immegastraße vorhanden. 
Dieser Betrieb wurde vor Jahren ausgesiedelt. Aktuell werden dort Jungrinder gehalten und 
ein Silagelager unterhalten. Vor dem Hintergrund der Entfernung von fast 600 m zur östli-
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chen Plangebietsgrenze, der vollzogenen Umsiedlung des Betriebes und der relativ geringen 
Tierbestandszahlen des Betriebes, sind wesentliche geruchsimmissionsrechtliche Konflikte 
auszuschließen. 
 
 
7.3 Belange der Wirtschaft 
 
Durch die Bereitstellung von Flächen zur Ansiedlung von Gewerbebetrieben werden insbe-
sondere regionalen klein- und mittelständischen Unternehmen Möglichkeiten zur Ansiedlung 
gegeben. Dies dient der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen in einer 
strukturschwachen Region. 
 
 
7.4 Belange der Landwirtschaft 
 
Gemäß § 1 a (2) BauGB sind landwirtschaftlich genutzte Flächen nur im notwendigen Um-
fang umzunutzen (Umwidmungssperrklausel). Die Flächen innerhalb der Änderungsfläche 
werden bis heute landwirtschaftlich genutzt (Intensivgrünland), teilweise verbrachen die Flä-
chen, auf dem Flurstück 61/20 ist in den letzten Jahren ein Birkenwald aufgewachsen. 
 
Die geplante Gewerbegebietsentwicklung nimmt landwirtschaftliche Flächen in Anspruch, 
die im Hinblick auf die gegebenen Beeinträchtigungen durch Gewerbe- und Verkehrsimmis-
sionen (Lärm, Luftschadstoffe) und die unmittelbare Nähe zu Wohngebäuden eine einge-
schränkte Standortgunst aufweisen. 
 
Unmittelbar angrenzend an die Änderungsfläche im Süden und Westen sind landwirtschaftli-
che Flächen vorhanden. Auswirkungen der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung dieser Flä-
chen (Beweidung, Mahd, Düngung) sind von den zukünftigen Kunden und den Mitarbeitern 
der Betriebe hinzunehmen. Die ordnungsgemäße Bewirtschaftung und Erreichbarkeit der 
angrenzend gelegenen, landwirtschaftlichen Nutzflächen mit landwirtschaftlichen Maschinen 
und Gerätschaften ist auch zukünftig gewährleistet. 
 
Erhebliche Beeinträchtigungen der Landwirtschaft sind durch die mit der Durchführung der 
56. Änderung des Flächennutzungsplanes eingeleiteten Gewerbegebietsentwicklung nicht 
zu erwarten. Unter Berücksichtigung dieser Aspekte, sind die Belange der Landwirtschaft 
geringer zu gewichten als die bedarfsgerechte Bereitstellung von Gewerbegrundstücken 
innerhalb der Änderungsfläche. 
 
 
7.5 Belange der Kampfmittelbeseitigung 
 
Das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regio-
naldirektion Hameln - Hannover (Dezernat 5 - Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) hat im 
Rahmen des Beteiligungsverfahren gemäß § 4 (1) BauGB empfohlen, eine Luftbildauswer-
tung im Sinne einer Gefahrenabwehr durchzuführen. Eine Maßnahme der Gefahrenerfor-
schung kann eine historische Erkundung sein, bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermitt-
lung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet werden (Luftbildauswer-
tung). 
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Die Gemeinde Brinkum hat eine historische Recherche in Form der Befragung ortsansässi-
ger Bevölkerung durchgeführt. Demnach gibt es keine Hinweise auf Bombenabwürfe oder 
Munitionsreste aus der Zeit des 2. Weltkrieges im Satzungsgebiet. Vor diesem Hintergrund 
verzichtet die Gemeinde Brinkum auf die empfohlene Kampfmittelerkundung mittels Luftbild-
auswertung. 
 
 
7.6 Belange des Denkmalschutzes 
 
Der Archäologische Dienst der Ostfriesischen Landschaft hat in der Zeit vom 26. bis 27. Ok-
tober 2020 und vom 02. bis 03. November 2020 im Bereich der Änderungsfläche Bagger-
prospektionen durchgeführt. Hierbei wurden insgesamt acht Suchschnitte geöffnet. Aufgrund 
des aktuellen Bewuchses auf dem mittleren Teil des Geländes konnte jedoch nur die westli-
che und östliche Parzelle untersucht werden. Es wurden zwei größere Gruben in den Schnit-
ten entdeckt, die aufgrund ihrer wenigen Funde auf ein neolithisches, wohl trichterbecher-
zeitliches Alter, schließen lassen. Möglicherweise handelt es sich um Brandbestattungen aus 
der Endphase der jungsteinzeitlichen Trichterbecherkultur, wie sie bereits vom Westerham-
mrich bei Leer bekannt sind. In knapp 1 km nordwestlicher Richtung von der Fundstelle ent-
fernt befindet sich ein zerstörtes trichterbecherzeitliche Großsteingrab (FSt.Nr. 2711/1:65). 
Auch hier sind Zusammenhänge zwischen den neu entdeckten neolithischen Gruben und 
der Grabanlage vorstellbar. Dies wird erst zu klären sein, wenn die Fläche im Zuge der Rea-
lisierung des geplanten Gewerbegebietes gänzlich geöffnet werden kann. Aufgrund der bei 
der Untersuchung angetroffenen Befunddichte innerhalb des Änderungsbereichs ist es sehr 
wahrscheinlich, dass sich die Besiedlung auf der gesamten Fläche fortsetzt. 
 
Auflagen: 
Aufgrund der Größe und der Lage der Fläche in der unmittelbaren Nähe zu bekannten Bo-
dendenkmälern ist eine frühzeitige Abstimmung mit der archäologischen Denkmalpflege der 
Ostfriesischen Landschaft notwendig. Da bei den Voruntersuchungen im Jahr 2020 doku-
mentationswürdige Denkmalsubstanz erkannt worden ist, ist diese nun fachgerecht auszu-
graben, zu dokumentieren und das Fundgut fachgerecht zu bergen. Fundgut und Dokumen-
tation sind dem Archäologischen Dienst der Ostfriesischen Landschaft zu überlassen. Für 
diese Maßnahmen sind ausreichend lange Fristen zur Dokumentation und Fundbergung 
einzuräumen. Solche Maßnahmen müssen nach dem Niedersächsischen Denkmalschutz-
gesetz geregelt werden (Verweis auf § 6 (3) NDSchG: Veranlasserprinzip). 
 
Bedingungen: 
Aus denkmalpflegerischer Sicht muss jeglicher tiefere Eingriff in Bereiche ungestörter Bo-
densubstanz vermieden werden. Aufgrund der erkannten dokumentationswürdigen Denk-
malsubstanz sind weitere archäologische Ausgrabungen zwingend erforderlich. Dafür sind 
ausreichend lange Fristen zur Dokumentation und Fundbergung einzuräumen. Solche Maß-
nahmen müssen nach dem Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz geregelt werden. 
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Rechtlicher Hinweis: 
Der Archäologische Dienst der Ostfriesischen Landschaft verweist in diesem Zusammen-
hang auf das Niedersächsische Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978 (Nds. GVBl. S. 517), 
sowie die Änderung vom 26.05.2011 (Nds. GVBI. S. 135) §§ 2, 6, 13 und 14, wonach eine 
Genehmigung der Denkmalschutzbehörde erforderlich ist, wenn Erdarbeiten an einer Stelle 
vorgenommen werden, wo Funde vermutet werden. Die Genehmigung kann unter Bedin-
gungen und mit Auflagen erteilt werden. 
 
 
7.7 Belange des Bergrechts 
 
Im Beteiligungsverfahren gemäß § 4 (2) BauGB weist das Landesamt für Bergbau, Energie 
und Geologie (LBEG) darauf hin, dass nach den vorliegenden Unterlagen im Plangebiet auf-
rechterhaltene Rechte nach §149 ff. Bundesberggesetz liegen. Als Berechtigter an Erdölver-
trägen wird die Wintershall DEA Deutschland GmbH, Schülinger Straße 21, 27299 Langwe-
del, genannt. Die Wintershall DEA Deutschland GmbH wurde mehrfach von der Samtge-
meinde Hesel angeschrieben, mit der Bitte, eine Stellungnahme zu der Bauleitplanung ab-
zugeben. Alle Anfragen blieben unbeantwortet. Im Ergebnis wird daher davon ausgegangen, 
dass keine konkreten Pläne zur Gewinnung von Erdöl im Plangebiet vorliegen, die der Bau-
leitplanung entgegenstehen könnten. 
 
 
7.8 Private Belange 
 
Zu den von der Planung berührten Belangen gehören auch die aus dem Grundeigentum 
resultierenden Interessen der Nutzungsberechtigten. Sie sind ein bei der Abwägung in her-
vorgehobener Weise zu berücksichtigender Belang. Im Sinne der Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung des Eigentums (Art.14 (1) Satz 2 GG) ist eine Planung nur gerechtfertigt, wenn 
sie die Belange des Eigentümers nicht unverhältnismäßig hinter sonstige Belange zurück-
stellt. Insgesamt werden die privaten Belange durch den vorgesehenen Ankauf land-
/forstwirtschaftlicher Flächen durch die Gemeinde Brinkum und die nachfragegerechte Be-
reitstellung von Flächen für zusätzliche Gewerbegrundstücke gefördert. 
 
 
7.9 Zusammenfassende Gewichtung des Abwägungsmaterials 
 
Die 56. Änderung des Flächennutzungsplanes fördert unter Beachtung der Belange von Na-
tur und Landschaft die ansiedlungswillige, überwiegend aus Klein- und Mittelbetrieben be-
stehende, gewerbliche Wirtschaft durch Bereitstellung von Gewerbeflächen an einem ver-
kehrsgünstigen Standort. Dadurch werden Möglichkeiten zur Sicherung und Neuschaffung 
von Arbeitsplätzen und die Eigenentwicklung der Gemeinde Brinkum gegeben. Aus städte-
baulicher Sicht dient die baulich-konzentrierte Entwicklung entlang der B 436 in der Gemein-
de Brinkum der Schonung von aus Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege weniger 
vorbelasteten Außenbereichsflächen und verhindert damit auch eine weitere Zersiedelung 
der Landschaft. Die städtebauliche Konzeption, die eine maximale Auslastung der vorbelas-
teten Flächen ausdrücklich zulässt und damit die Ausweisung neuer Gewerbegebiete ver-
meidet, oder zumindest hinauszögert, entspricht dem Grundgedanken des § 1 a (2) BauGB, 
der besagt, dass mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll. 



 56. Änderung des Flächennutzungsplanes, Samtgemeinde Hesel 

 20

 
 
Trotz der Berücksichtigung von Maßnahmen zur Minimierung der Eingriffsfolgen, sind nach-
teilige Auswirkungen infolge der Realisierung der geplanten Gewerbebebauung auf die Um-
welt und die Belange von Natur und Landschaft nicht zu vermeiden. Durch die Umsetzung 
von Kompensationsmaßnahmen innerhalb und außerhalb des Plangebietes verbleiben in der 
Bilanz aber keine erheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes. 
 
Die wirtschaftlichen und privaten Belange werden deutlich gefördert, die Belange der Land-
wirtschaft werden nicht wesentlich beeinträchtigt. 
 
 
8. Flächenbilanz 
 
Zur Veranschaulichung der mit der 56. Flächennutzungsplanänderung einhergehenden Ver-
änderungen der Flächennutzungen gegenüber der wirksamen Fassung des Flächennut-
zungsplanes, dient folgende Gegenüberstellung: 
 
 

 
Darstellungen der 56. Änderung 

 

 
Wirksame Fassung 

 
56. Änderung  

Gewerbliche Bauflächen (G) - 1,58 ha 

Gemischte Bauflächen (M) 1,58 ha - 

Summe 1,58 ha 1,58 ha 
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Verfahrensvermerke 
 
 
Die 56. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde ausgearbeitet vom Planungsbüro 
Buhr, Roter Weg 8, 26789 Leer. 
 
 
Leer, den  
 
 
 ......................................... 
 Dipl.-Ing. Wolfgang Buhr 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat der Samtgemeinde Hesel hat dieser Begründung in seiner Sitzung am 
                               zugestimmt. 
 
Hesel, den  
 
 
 
 
 ......................................... 
 Der Samtgemeindebürgermeister 
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Anlage 1: Auszug aus der wirksamen Fassung des Flächennutzungsplanes der Samtge-

meinde Hesel mit Kennzeichnung der Änderungsfläche (kein Maßstab) 
 
 
 
 
 
 
 




